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Es ist ein Gemeinplatz, dass Migrantinnen und
Migrantenmöglichst rasch einenWeg in den regu-
lären Arbeitsmarkt finden müssen. Intensiv wird
gegenwärtig über die Potenziale der beruflichen
Aus- und Weiterbildung diskutiert, deren integra-
tive Funktion gerade in der Schweiz unbestritten
ist. Arbeitgeber- wie Arbeitnehmervertreter for-
dern vermehrt die konsequente Qualifizierung
der neu Zugewanderten. Das ist nicht selbstver-
ständlich, wie ein Blick in die Geschichte zeigt.
Als die Schweiz nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges in eine lange Phase wirtschaftlichen
Wachstums eintrat, wurde das Personal schnell
knapp. Aus demAusland holte man sich vor allem
unqualifizierte Arbeitskräfte. Für die einheimi-
sche Bevölkerung wurde stattdessen intensiv in
die Berufsbildung investiert.
Die Arbeitgeber klagten bereits in den 1950er
Jahren über einen ausgetrockneten Arbeitsmarkt.
Die andauernde Hochkonjunktur, der schnelle
technologische Wandel und die Differenzierung
der Führungsstrukturen in den grossen Unterneh-
men sogen alle qualifizierten Kräfte auf. 1963 kam
das revidierte Berufsbildungsgesetz, berufliche
Weiterbildung fand erstmals Eingang in die eid-
genössische Gesetzgebung, die Techniken wurden
ausgebaut, Business-Schools für das höhere und
mittlere Kader gegründet, Stipendiensysteme ein-
geführt und vieles mehr. Bei den ausländischen
Arbeitskräften hingegen gingman davon aus, dass
sie das Land wieder verlassen würden. Es kam be-
kanntlich anders. Vor allem die Italiener machten
sich daran, eigene Aus- und Weiterbildungsange-
bote aufzubauen. Von den Behörden wurde diese
kostengünstige Struktur in den ersten Jahrzehnten
eher geduldet als aktiv unterstützt.
Auch heute kommen wieder viele Menschen
aus dem Ausland in die Schweiz. Im oberen Seg-
ment suchen hochqualifizierte Kräfte einen gut
bezahlten Job und mehr Lebensqualität. Im mitt-
leren und niedrigen sind es Arbeitslosigkeit und
tiefe Löhne in der Heimat, die die Auswanderung
dringlich werden lassen. In der hiesigen Schatten-
wirtschaft hat sich ein Arbeitsfeld etabliert, in
dem weibliche Saisonniers häusliche Pflegearbeit
verrichten.
Für all diese Gruppen stehen Qualifikations-
fragen derzeit nicht oder nur begrenzt auf der
Prioritätenliste. Die Arbeitskräfte werden ge-
braucht, weil in der Schweiz wie in den 1950er und
1960er Jahren schlicht das notwendige Personal
fehlt. Flankierende Massnahmen gegen eine zu-
nehmende Lohnkonkurrenz oder gegen prekäre
Arbeitsverhältnisse scheinen hier zunächst dring-
licher als berufliche Qualifizierung. Berufliche
Qualifikationen stellen gesellschaftliche Teilhabe
in Aussicht. Dies gilt unabhängig davon, ob die
Bleibeperspektive dauerhaft oder vorläufig ist.
Dringender Handlungsbedarf besteht da, wo
sprachliche oder qualifikatorische Hindernisse
bestehen oder die Zertifikate für die hiesigen
Arbeitgeber nicht zu deuten sind. Fragen der
Qualifizierung stellen sich aber auch für Kinder
und Jugendliche. Dabei macht es keinen Unter-
schied, ob sie als Kinder vonArbeitsmigrantinnen
und -migranten oder Geflüchteten in die Schweiz
kamen oder allein. Das schweizerische Bildungs-
wesen und das duale System der Berufsbildung
haben heute grosse Erfahrung darin, zugewander-
ten Kindern und Jugendlichen eine nachhaltige
Qualifikation zu ermöglichen.
In einem weiteren Punkt unterscheidet sich die
gegenwärtige Situation von den 1950er und 1960er
Jahren. Die Berufsbildung hat für die Jugend-
lichen an Attraktivität eingebüsst, obwohl in ver-
schiedenen Branchen gut ausgebildete Arbeits-
kräfte von den Unternehmen stark nachgefragt
werden. Für einige Ausbildungsberufe finden sich
kaum noch Interessenten. Dies bietet die ein-
malige Gelegenheit, mehr als nur kompensato-
risch tätig zu werden. Wichtig ist dabei, dass nun
nicht einfach die unattraktiven Berufe imNiedrig-
lohnbereich aufgefüllt werden.
Die Integration in den Arbeitsmarkt gilt in der
Umkehrung als Gradmesser des Funktionierens
gegenwärtiger schweizerischer Migrationspolitik.
Diese gelingt nicht von selbst. Die Eingliederung
und Qualifikation der Zugewanderten erfordert
besondere Anstrengungen von öffentlicher und
von privater Seite, sie ist anstrengend, mitunter
wahrscheinlich frustrierend. Es wird Rückschläge
geben, nicht nur Erfolgsstorys.
Vieles ist bereits auf dem Weg. Neben der
Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung mehren sich
Stimmen aus der Privatwirtschaft, die nicht nur
betonen, dass es Zuwanderung «braucht», son-
dern die auch Bereitschaft signalisieren, sich hier
zu engagieren. Gesellschaftliche Integration über
den Arbeitsmarkt findet aber erst dann statt,
wenn offene Stellen und Ausbildungsplätze ange-
boten und entsprechend besetzt werden.
Neben den vielen Einzelanstrengungen und
den Koordinierungsversuchen von Bund und
Kantonen geht es aber auch darum, eine Erzäh-
lung anzubieten, die diese Bemühungen angemes-
sen ins Bild setzt. Nicht zu verzagen, sondern zu
vertrauen, dass das bestehende Bildungs- und
Wirtschaftssystem der Schweiz durchaus in der
Lage ist, die Aufgabe zu meistern – das ist doch
bereits ein Anfang.
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Am 11. März 2011 traf eine gewaltige Flutwelle
auf die japanische Ostküste. Gebannt und teil-
weise in Echtzeit verfolgte dieWelt die zerstöreri-
schen Folgen des Tsunami. Im Fokus des Medien-
interesses stand das durch die Naturkatastrophe
schwer beschädigte Kernkraftwerk (AKW) von
Fukushima-Daiichi. Wasserstoffexplosionen, wel-
che das Ausmass der Zerstörungen noch erhöh-
ten, brannten sich ins kollektive Gedächtnis ein.
Die Folgen der Havarie in mehreren Reaktor-
blöcken sind noch nicht vollständig geklärt – hin-
gegen sind die Untersuchungen über die Gründe
für die drei Kernschmelzen weitgehend abge-
schlossen. Die schweren Verfehlungen der Werk-
betreiberin Tepco, aber auch Unzulänglichkeiten
in der japanischenNuklearaufsicht sind dokumen-
tiert. Verschiedene Expertenberichte liefern
Zeugnis ab vom bewussten Abweichen von inter-
nationalen Empfehlungen und Standards.
Die erschreckenden Ereignisse in Fernost zei-
tigten sofortige und tiefgreifende Konsequenzen
für die künftige Ausrichtung der schweizerischen
Energiepolitik. Kernenergierechtlich beschränkte
sich der Bundesrat allerdings auf den Vorschlag
eines Bauverbots für neue AKW. Das Kern-
energiegesetz (KEG) bestimmt die AKW-Betrei-
ber als primär für die Sicherheit verantwortlich.
Es verlangt von ihnen, in ihrenWerken dem Stand
der Technik und den wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zu folgen. Der gesetzlichen Verpflichtung
nachkommend, haben in den letzten Jahren alle
Betreiberinnen verschiedene Nachrüstungen ge-
tätigt. Nach «Fukushima» setzte das Eidgenössi-
sche Nuklearsicherheitsinspektorat (Ensi) als un-
abhängige Aufsichtsbehörde zudem vier konkrete
Aktionspläne ins Werk.
Gleichwohl sollte auch in der Schweiz der insti-
tutionelleRahmen derNuklearaufsicht zumindest
überprüft werden. So mahnte die Internationale
Atomenergiebehörde (IAEA) in ihrem neuesten
Bericht zur Schweiz verschiedene Empfehlungen
und Vorschläge an. Überraschen mag prima vista
die erste Empfehlung der Experten, wonach er-
wogen werden sollte, das Ensi mit «regulatori-
schen» Befugnissen (regulatory requirements)
auszustatten.
Tatsächlich teilt das KEG verwaltungs- und
sicherheitspolizeiliche Aufgaben bezüglich der
Kernanlagen auf zwischen einerseits (ministeria-
len) Verwaltungsbehörden und andererseits der
eigentlichen Aufsichtsbehörde. Der Bundesrat ist
als Bewilligungsbehörde für die Rahmenbewilli-
gung und das Uvek entsprechend für die Bau- und
die Betriebsbewilligung zuständig.
Das Ensi ist dem Grundsatz nach «nur» Auf-
sichtsbehörde. Doch keine Regel ohne Ausnah-
men: Teilweise werden derAufsichtsbehörde auch
verwaltungspolizeiliche, und ganz vereinzelt wer-
den dem Bundesrat auch sicherheitspolizeiliche
Befugnisse eingeräumt. Insgesamt hat derGesetz-
geber, indem er sich diesbezüglich am früheren
Atomgesetz orientierte, ein gewisses Spannungs-
feld bezüglich der jeweiligen behördlichen Befug-
nisse geschaffen. Dazu kommt, dass die ministe-
rialen Behörden (Uvek, BFE) selbst nicht mehr
über das notwendige Fachwissen verfügen. Dieses
ist vielmehr beim Ensi angesiedelt (deutlich die
Feststellung des Bundesgerichts in seinemMühle-
berg-Entscheid 139 II 185).
Das Ensi ist also unabhängig und sachkompe-
tent, wesentliche Kompetenzen zur Erteilung,
aber auch zur allfälligen Anpassung von Bewilli-
gungen bleiben aber den politikabhängigenminis-
terialen Behörden vorbehalten. Vor diesem Hin-
tergrund war denn auch der Vorschlag zur Schaf-
fung eines «Langzeitbetriebskonzepts» für AKW
zu verstehen. Die im Parlament diskutierte, nun
aber verworfene Gesetzesänderung hätte indes
die geschilderte grundsätzliche Problematik nicht
zu lösen vermocht.
Als echte Alternative kommt einzig das inter-
national postulierte «Regulator-Modell» infrage.
Denn ein eigentlicher Regulator vereinigt sowohl
verwaltungs- als auch sicherheitspolizeiliche Be-
fugnisse mit einer weitreichenden Fachkompe-
tenz. Umso wichtiger erscheint seine wirtschaft-
liche und politischeUnabhängigkeit – beides wäre
im Falle des über eine eigene Rechtspersönlich-
keit und eine vorbildliche Corporate Governance
verfügenden Ensi bereits erfüllt.
Der Wechsel zu einem Regulator-Modell
würde gleichsam das Kernenergiegesetz auf den
Prüfstand stellen. Doch eine weitere Stärkung der
Aufsichtsbehörde erscheint kaum möglich, ohne
dass man ihr nicht auch (in der Schweiz) traditio-
nell ministerial wahrgenommene Befugnisse zu-
gestände. Falls das Neubauverbot für AKW der-
einst in Kraft tritt, bleibt sowieso nur noch wenig
Raum für politische Gestaltung – die Gründe zur
Aufrechterhaltung ministerialer Zuständigkeiten
fallen dann weitgehend dahin. Eine institutionelle
Reform könnte zudem Klarheit darüber schaffen,
wie die kommende Phase der Nutzung der Kern-
energie rechtlich zu bewältigen wäre.
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Im Schatten der Angst
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Warten vor verschlossenen Türen.
Vorstellig werden. Ab- oder weiter-
gewiesen werden. Rücksprache neh-
men. Wieder warten. Die Bäuerin hat
diese bittere Lektion lernen müssen,
nachdem ihr schon die Existenzgrund-
lage und der Mann genommen wurden.
Der Hof des Ehepaars lag in der Zone,
die nach der Atomkatastrophe von
Fukushima als möglicherweise konta-
minierter Risikobereich galt; was auf
den Äckern wuchs, konnte nicht mehr
abgesetzt werden. Dort, zwischen den
Feldern, die er ein Leben lang gehegt
hatte, nahm sich ihr Gatte mit 64 Jah-
ren das Leben. Nach zähem Kampf hat
sich die Familie nun gegen den Betrei-
ber des Kernkraftwerks durchgesetzt
und eine Kompensationszahlung
erhalten; aber Dominic Nahrs Bild
zeigt ein von Kummer und Erschöp-
fung gezeichnetes Gesicht.
